
Ab jetzt gibt’s Klimageld! 

Breites ökosoziales Bündnis fordert sofortige Einführung des Klimagelds und startet 

beispielhaft mit der Auszahlung an 1.000 Personen 

Berlin, 21.03.2024. 139 Euro Klimageld an 1.000 Personen zahlt der Verein Sanktionsfrei 

gemeinsam mit einem breiten ökosozialen Bündnis aus. Laut Berechnungen stünde diese 

Summe jeder Person in Deutschland als Ausgleich für die CO₂-Bepreisung der vergangenen 

Jahre zu. Für eine vierköpfige Familie wären das 556 Euro  – eine spürbare finanzielle 

Entlastung. Mit steigendem CO₂-Preis wächst dieser Betrag jedes Jahr entsprechend und 

könnte einen notwendigen sozialen Ausgleich schaffen. Deswegen macht das Bündnis aus 

Sanktionsfrei, dem Paritätischen Gesamtverband, Fridays for Future, Campact, 9 € Fonds, 

Robin Wood, BUND, Attac, Klima-Allianz, Mein Grundeinkommen, Fondament und anderen 

Organisationen nun Druck. Das Bündnis fordert die Bundesregierung auf, die CO₂-Einnahmen 

in Form eines Klimageldes an die Menschen zurückzuzahlen.  

Das Geld dafür ist bereits vorhanden: Einen zweistelligen Milliardenbetrag nimmt der Staat 

durch den CO₂-Preis jährlich ein. Zwar gilt der CO₂-Preis bisher nur für Unternehmen, indirekt 

wird er jedoch überwiegend von der Bevölkerung bezahlt, da er an die Verbraucher*innen 

weitergegeben wird. Die Einnahmen sollen laut Vereinbarung im  Koalitionsvertrag als 

Klimageld an die Bürgerinnen und Bürger zurückgezahlt werden, um gestiegene Kosten von 

Privathaushalten zu kompensieren. Vor allem Haushalte mit kleinen und mittleren Einkommen 

würden davon profitieren. Tatsächlich gibt die Bundesregierung das Geld stattdessen aber zu 

großen Teilen für die Wirtschaft aus. Zum Beispiel für eine Chip-Fabrik des Konzerns Intel bei 

Magdeburg. „Das Klimageld ist längst da! Nur gehen die staatlichen CO₂-Einnahmen zum 

Beispiel an die Industrie statt an Menschen, die mit den gestiegenen Preisen zu kämpfen 

haben“, erklärte Sanktionsfrei-Gründerin Helena Steinhaus auf einer Pressekonferenz. „Wer 

wenig verdient oder Bürgergeld bezieht, lebt schon heute konform mit dem 1,5 Grad Ziel von 

Paris. Diese Menschen verursachen die wenigsten Emissionen, aber tragen die höchste Last 

der Transformation. Das ist in jeder Hinsicht ungerecht. Diese Menschen müssen wir 

entlasten.“ 

Zu Jahresbeginn ist der CO₂-Preis von 30 auf 45 Euro pro Tonne gestiegen, nächstes Jahr 

steigt er weiter auf 55 Euro. „Wissenschaftliche Studien zeigen, dass Haushalte mit niedrigen 

Einkommen grundsätzlich deutlich stärker durch den CO₂-Preis belastet werden als 

Wohlhabende. Das Klimageld setzt hier gezielt an und kann für eine proportional stärkere 

Entlastung von niedrigen Einkommen sorgen,“ betont Marcel Fratzscher, Präsident des 



Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW), den sozialen Effekt des Kilmagelds auf 

der gemeinsamen Pressekonferenz. „Dieser Ausgleich wird mit einem steigenden CO₂-Preis 

immer wichtiger.“ 

Doch Finanzminister Lindner (FDP) hat trotz allem bereits angekündigt, dass in dieser 

Legislaturperiode kein Klimageld mehr eingeführt werden soll. „Die Klimawende ist kein 

Luxusprojekt. Sie gelingt nur, wenn sie sozial gerecht gestaltet wird”, protestiert Ulrich 

Schneider, Hauptgeschäftsführer des Paritätischen Gesamtverbands. Die Bundesregierung 

müsse endlich eine soziale Perspektive in ihrer Klimapolitik schaffen, damit die 

gesellschaftlichen Spannungen nicht weiter zunehmen. “Deswegen braucht es das Klimageld 

jetzt sofort!“ 

Diese Forderung setzt das Bündnis beispielhaft um. Einmalig 139 Euro werden an 1.000 

Menschen verteilt, die Bürgergeld, Grundsicherung oder Wohngeld beziehen. Informationen, 

ob und wie man das Geld bekommt und wie sich der Druck auf die Politik erhöhen lässt, gibt es 

auf: www.sanktionsfrei.de/klimageld. 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